
 

AKTENSTÜCKE DER 26. LANDESSYNODE NR. 3 K 

 

 

Tätigkeitsbericht 

des Landessynodalausschusses zur XI. Tagung der 26. Landessynode 

 

 

Hildesheim, 22. November 2024 

 

 

Der Landessynodalausschuss (LSA) erstattet für den Zeitraum von Juni bis November 2024 

folgenden Tätigkeitsbericht: 

 

I. 

Rechtsfragen 

 

1. Änderung der Rechtsverordnung für die kirchliche Bau-, Kunst- und Denkmalpflege 

(RechtsVOBau) und der Durchführungsbestimmungen zur Rechtsverordnung für kirch-

liche Bau-, Kunst- und Denkmalpflege (DBBau); Zustimmung gemäß Artikel 73  

Kirchenverfassung 

Das Landeskirchenamt (LKA) hat die Änderung der RechtsVOBau sowie der dazu- 

gehörigen Durchführungsbestimmungen beschlossen und den LSA um Zustimmung zur 

Rechtsverordnung zur Änderung der RechtsVOBau gebeten. 

 

Zu den Gründen für die Änderung der Rechtsverordnung hat das LKA ausgeführt, dass 

der § 7 des Klimaschutzgesetzes eine Regelung zu Ausführungsbestimmungen ent-

halte, die besage, dass das LKA die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Bestimmungen erlasse. Im Klimaschutzgesetz werden als Anwendungsgebiete für  

Klimaschutz-Maßnahmen insbesondere auch die Gebäude als Bereiche mit den höchs-

ten Emissionen und dementsprechend mit dem größten Einsparpotenzial identifiziert. 

Vorschriften zur Umsetzung des Klimaschutzes in Bezug auf kirchliche Gebäude sollten 

deshalb im Kontext zu anderen Vorschriften mit Gebäudebezug angesiedelt werden. 

Aus Sicht des LKA schien es daher sinnvoll, auch Grundsätze zum Gebäudemanage-

ment in die RechtsVOBau aufzunehmen, die bisher nur in einzelnen Rundverfügungen 

und als Aufgabe im Finanzausgleichsgesetz, nicht aber in Gebäudevorschriften geregelt 

waren. Darüber hinaus sei die RechtsVOBau aufgrund wesentlicher Änderungen der 

Kirchengemeindeordnung (KGO) zu ändern, da Verweise nicht mehr aktuell seien. 

Schließlich erfolgen in der RechtsVOBau Änderungen, die schon seit längerem aufge-
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nommen werden sollten. Hierbei handle es sich insbesondere um die Durchführung von 

Architekten-Wettbewerben, die Änderung der Honorarzone bei Architektenverträgen, 

die eine Genehmigung auslösen, aber auch um Regelungen, die seit langer Zeit  

Verwaltungspraxis seien, bisher jedoch nicht in einem Regelwerk niedergelegt waren. 

Da die RechtsVOBau vor der aktuellen Änderung lediglich Regelungen zur Bau-, Kunst- 

und Denkmalpflege und zum Ablauf einer Baumaßnahme an kirchlichen Gebäuden  

enthielt, sei eine Neustrukturierung erforderlich gewesen. Die aktuelle Version der 

RechtsVOBau enthalte unter Abschnitt A. einen allgemeinen Teil, in Abschnitt B. finden 

sich Regelungen zum Gebäudemanagement, in Abschnitt C. seien Regelungen zum 

Energiemanagement getroffen und im neuen Abschnitt D. finden sich die ursprüng- 

lichen Regelungen zur Durchführung von Baumaßnahmen an kirchlichen Gebäuden. 

Abschnitt E. bündele die Schlussvorschriften. 

 

Der Umwelt- und Bauausschuss der Landessynode hat die Änderungen in der  

RechtsVOBau mitberaten und auch der Fachausschuss der Kirchenämter sei beteiligt 

worden. 

 

Der LSA hat mit dem LKA über verschiedene Regelungen in den Durchführungs-

bestimmungen zur RechtsVOBau diskutiert. So heißt es in § 9 Absatz 1 Nr. 1 des 

Entwurfes der Durchführungsbestimmungen "Energiebeauftragte haben insbeson-

dere folgende Aufgaben:  

1. Vierteljährliche Erfassung der Verbräuche für Wärmeenergie, Strom und  

Wasser, (….)." Hier hat der LSA darum gebeten, die Formulierung "mindestens 

vierteljährliche Erfassung" einzusetzen. Zu § 7 der Durchführungsbestimmungen, 

der die Datenerfassung zu den Gebäuden und Energieverbräuchen spezifiziert, hat 

der LSA gebeten zu prüfen, ob eine Formulierung aufgenommen werden kann, die 

besagt, dass eine Verbrauchserfassung nicht bei allen Gebäuden erforderlich sei. 

Es solle deutlich werden, dass die Regelung auf "Kerngebäude" abziele. 

 
Zum neuen § 11 der Durchführungsbestimmungen (Betreuung und Baumaßnah-

men) hat der LSA eine Evaluierung und infolgedessen ggf. Anpassung der Rege-

lungen angeregt.  

 

Aufgrund der vom LSA vorgetragenen Änderungswünsche in den Durchführungs-

bestimmungen hat der Ausschuss seine Zustimmung zur Rechtsverordnung zur 

Änderung der RechtsVOBau nach der ersten Beratung zurückgestellt. 

 

Das LKA hat die Anmerkungen und Änderungswünsche des LSA beraten und dem LSA 

anschließend erneut berichtet.  
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Das Kolleg des LKA hat beraten und beschlossen, der Anmerkung 1 zu folgen und das 

Wort "mindestens" in § 9 Absatz 1 Nr. 1 der Durchführungsbestimmungen aufzuneh-

men, aber der Anmerkung 2, der Bitte um Aufnahme einer Formulierung, die besage, 

dass eine Verbrauchserfassung nur für die Kerngebäude erforderlich sei, nicht zu ent-

sprechen. Das Kolleg hat seine Entscheidung mit Verweis auf die Debatte zum Klima-

schutzgesetz der Landeskirche begründet. Um die Klimaschutzziele für die Landes- 

kirche erreichen zu können, solle sichergestellt sein, dass alle Anstrengungen unter-

nommen werden, um mit größtmöglichem Einsatz die erforderlichen ersten Schritte  

einzuleiten. Dazu gehöre auch und gerade die Verbrauchserfassung. 

 

Der LSA hat der Rechtsverordnung zur Änderung der Rechtsverordnung für die 

kirchliche Bau-, Kunst- und Denkmalpflege (RechtsVOBau) zugestimmt und die 

Durchführungsbestimmungen zur Rechtsverordnung für die kirchliche Bau-, 

Kunst- und Denkmalpflege (DBBau) mit den beschriebenen Änderungen zustim-

mend zur Kenntnis genommen. 

 

2. Errichtung von drei Personalgemeinden - Zum Guten Hirten Rotenburg, Stephansstift 

Hannover und Diakoniegemeinde Lobetal in Celle; Zustimmung gemäß § 1 Absatz 4 

der Kirchengemeindeordnung 

Dem LSA haben in zwei Sitzungen die Satzungen der Diakoniegemeinde Zum Guten 

Hirten Rotenburg sowie der Diakoniegemeinde Stephansstift Hannover und der Diako-

niegemeinde Lobetal in Celle vorgelegen. Das LKA hat beide Satzungen, einschließlich 

der darin enthaltenen Abweichungen von den Regelungen der KGO über die Bildung, 

die Zusammensetzung, die Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der beiden  

Kirchengemeinden genehmigt. Zu den Abweichungen von den Regelungen der KGO ist 

nach § 1 Absatz 4 KGO die Zustimmung des LSA einzuholen. 

 

Die Errichtung der drei Personalgemeinden sei notwendig, da die noch bestehenden 

Anstaltsgemeinden im Gebiet der hannoverschen Landeskirche zum 30. Juni 2024  

aufgehoben werden. Die Aufhebung wurde im Zusammenhang mit der neuen Kirchen-

verfassung beschlossen (Artikel 1 Nr. 7 des Kirchengesetzes zur Einführung der neuen 

Verfassung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers). Dies betreffe  

insgesamt neun Anstaltsgemeinden: das Annastift in Hannover, die Anstaltsgemeinde 

Birkenhof in Hannover-Langenhagen, das Friederikenstift in Hannover, das Henrietten-

stift in Hannover, das Stephansstift in Hannover, Lilienthal in Osterholz-Scharmbeck, 

Zum Guten Hirten/Lobetal in Celle sowie Zum Guten Hirten in Rotenburg und Freistadt 

in Diepholz. Sechs von den bisherigen Anstaltsgemeinden wollen keine Personal- 

gemeinde bilden und verteilen ihre Mitglieder auf die örtlichen Parochialgemeinden. 
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Für diese sei keine weitere Rechtsnachfolge erforderlich. Die bisherigen Anstaltsge-

meinden Stephansstift in Hannover sowie Zum Guten Hirten in Rotenburg und Lobetal 

in Celle wollen nach Artikel 19 Absatz 3 der Kirchenverfassung jeweils eine Personal-

gemeinde bilden. 

 

Für die neu zu errichtenden Personalgemeinden werde bei Errichtung von § 5 Absatz 3 

Satz 1 des Finanzausgleichsgesetzes Gebrauch gemacht. Bereits im aktuellen Zuwei-

sungssystem sei der Bestand der Kirchen und Kapellengebäude sowie der dazugehöri-

gen Glockentürme der Anstaltsgemeinden, soweit vorhanden, nicht berücksichtigt  

worden. 

 

Die Personalgemeinden werden erst im nächsten Planungszeitraum ab dem Jahr 2029 

bei Zuweisungen der Landeskirche berücksichtigt. Sie können nach geltendem Recht 

ebenfalls Zuweisungen nach der Finanzsatzung des jeweiligen Kirchenkreises erhalten. 

Die neu errichteten Personalgemeinden in den Kirchenkreisen Rotenburg und Hannover 

bestehen künftig neben den Parochialgemeinden. Auch im Ev.-luth. Kirchenkreis Celle 

werde es künftig eine Personalgemeinde neben der Parochialgemeinde geben. Die  

beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden der Gemeinde bleiben unverändert und 

auch für die Gemeindemitglieder ergeben sich keine Änderungen im Gemeindeleben. 

Die Errichtung der Personalgemeinden bedeute nach Auskunft des LKA nur eine Ände-

rung der Rechtsform, nicht aber des Gemeindelebens. 

 

Das LKA hat außerdem auf Nachfrage erläutert, dass die in der Satzung der Diakonie-

gemeinde Zum Guten Hirten Rotenburg in § 5 Absatz 6 geregelte Mindestanzahl von 

zwei Kirchenvorstandssitzungen im Jahr, die sich von den Regelungen in der KGO  

unterscheidet, durch die Satzung rechtsgültig wird. 

 

Ebenso haben LSA und LKA über die in § 5 Absatz 1 der Satzung geregelte Bildung 

des Kirchenvorstandes der Diakoniegemeinde Zum Guten Hirten Rotenburg, die 

ohne Wahl und stattdessen durch Benennung erfolge, beraten. 

 

Das LKA hat erklärt, dass die in § 3 der jeweiligen Satzung der Diakoniegemeinden 

geregelte Gastmitgliedschaft bislang nur bei Personalgemeinden möglich sei. Die Form 

der Doppelmitgliedschaft nach Kirchengesetz gemäß Artikel 7 der Kirchenverfassung 

sei von dieser Regelung nicht berührt. 

 

Zudem hat das LKA klargestellt, dass die in § 5 Absatz 2 getroffene Regelung in der 

Satzung der Diakoniegemeinde Stephansstift Hannover zur Mitgliedschaft des Pfarram-
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tes im KV eine Testphase darstelle. Nach der Satzung wird Mitglied des Kirchen- 

vorstandes auch ein Mitglied des Pfarramtes, welches durch die Mitarbeitenden dazu 

bestimmt wird. Eine Auswertung dieser Regelung durch das LKA sei zum Ende der 

aktuellen Amtszeit der Kirchenvorstände geplant. 

 

Der LSA hat darum gebeten, dass ihm das Ergebnis vorgestellt wird. 

 

Der LSA hat gemäß § 1 Absatz 4 der KGO den Abweichungen von den  

Regelungen der KGO in den Satzungen zugestimmt. 

 

3. Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes der EKD zur Änderung des Diszip-

linargesetzes; Zustimmung gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung 

Das LKA hat die Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes der Evangelischen 

Kirche in Deutschland (EKD) zur Änderung des Disziplinargesetzes beschlossen und sie 

dem LSA mit der Bitte um Zustimmung vorgelegt. 

 

Kern des Gesetzentwurfes sei die Verbesserung der Rechtstellung der von sexualisier-

ter Gewalt betroffenen Personen im Disziplinarverfahren. Die dabei angestrebten Ver-

besserungen für betroffene Personen gehen nach Darstellung des LKA weit über die 

derzeit bestehenden Rechte im staatlichen Disziplinargesetz hinaus. Der Gesetzentwurf 

sehe eine bessere Unterstützung der von sexualisierter Gewalt betroffenen Personen 

im Disziplinarverfahren durch eine transparente und umfängliche Information während 

und nach dem Verfahren vor. Des Weiteren werde die Begleitung von Betroffenen  

sexualisierter Gewalt durch Beistände sowie Vertrauenspersonen und deren Einbindung 

in das behördliche und gerichtliche Verfahren sowie eine Stärkung der Verfahrens-

rechte geregelt. Hierzu hat das LKA in seiner Stellungnahme zum neuen § 33 Absatz 2 

des Disziplinargesetzes der EKD, der neue Beteiligte in das Disziplinarverfahren ein-

führt, geschrieben, dass eine von sexualisierter Gewalt betroffene Person nun bis zu 

vier Beistände während des Disziplinarverfahrens haben dürfe (Zeugenbeistand, Ver-

trauensperson, Begleitperson und bevollmächtigter Beistand). Das führe aus Sicht des 

LKA dazu, dass bei einer Zeugenvernehmung der betroffenen Person bis zu vier  

Beistände für die betroffene Person anwesend sein könnten. Für eine sachlich kon-

zentrierte Vernehmungssituation halte es das LKA aber für wichtig, dass die Anzahl der 

Beistände in der Vernehmung bei der bisherigen Gesetzeslage bleibt. Dann könne die 

betroffene Person weiterhin mit zwei Beiständen erscheinen. Ein Zeugenbeistand 

könne weiterhin ein rechtlicher Beistand sein, der andere Beistand eine Vertrauens- 

person. Auch im Strafverfahren habe die betroffene Person in der Vernehmungssitua-

tion das Recht, neben einer anwaltlichen Begleitung noch eine weitere Vertrauens- 
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person hinzuzuziehen. Der Gesetzgeber habe damit das Ziel verfolgt, in der Verneh-

mungssituation der betroffenen Person menschlichen Beistand sowie psychosoziale 

und psychologische Hilfe zu ermöglichen, um möglichst eine sekundäre Viktimisierung 

zu vermeiden. Hierfür halte der Staat zwei Beistände für ausreichend. Dieser Auffas-

sung hat sich das LKA in seiner Stellungnahme angeschlossen. 

 
Der LSA hat der Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes der EKD zur 

Änderung des Disziplinargesetzes gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchen-

verfassung zugestimmt. 

 

4. Stellungnahme zum Entwurf des Kirchengesetzes zur 3. Änderung des EKD-Daten-

schutzgesetzes; Zustimmung gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung 

Das LKA hat die Stellungnahme zum Entwurf des Kirchengesetzes zur 3. Änderung des 

EKD-Datenschutzgesetzes beschlossen. Dem LSA hat die Stellungnahme mit der Bitte 

um Zustimmung vorgelegen. 

 
Das LKA hat dem LSA erläutert, dass die vorliegende Novellierung des EKD-Daten-

schutzgesetzes an die Neubearbeitung des Gesetzes im Jahr 2017 anknüpfe. Letzteres 

war sowohl als Fortschreibung bisherigen Regelungen als auch als Reflex auf die  

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) zu verstehen, die 2016 in Kraft und 2018 in 

Geltung getreten ist. Gemäß § 54 Absatz 4 des EKD-Datenschutzgesetzes sollte dieses 

Kirchengesetz innerhalb von fünf Jahren überprüft werden. Hauptanliegen des EKD-

Datenschutzgesetzes und dessen Überarbeitung sei die Erreichung eines Doppelzieles: 

Es gehe um die Ermöglichung der Verwirklichung eines kirchlichen Datenschutzgeset-

zes bei gleichzeitiger Einhaltung des Einklangverhältnisses zu den Bestimmungen der 

DSGVO. 

 

Die Stellungnahme sei auf Ebene der Kirchen der Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen und gemeinsam mit der bremischen Kirche erarbeitet worden. 

 

Auf Nachfrage hat das LKA erläutert, dass die von der hannoverschen Landeskirche 

geplante Mitgliederkommunikation bereits unter Berücksichtigung des vorliegenden 

Kirchengesetzentwurfes geplant worden sei und folglich mit diesem in Einklang stehe. 

 

Der LSA hat der Stellungnahme zum Entwurf des Kirchengesetzes zur 3. Änderung 

des EKD-Datenschutzgesetzes gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenver-

fassung zugestimmt. 
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5. Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur 6. Änderung des MVG-EKD; 

Zustimmung gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung 

Das Kolleg des LKA hat die Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur  

6. Änderung des MVG-EKD beschlossen und den LSA gebeten, der Stellungnahme  

zuzustimmen. 

 

Das LKA hat erläutert, dass die Änderungen im Gesetzestext redaktioneller Art seien, 

er aber inhaltlich unverändert bleibe. In seiner Stellungnahme hat das LKA einige Hin-

weise zu redaktionellen Formulierungen im Gesetzestext aufgenommen.  

 

Der LSA hat der Stellungnahme zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur 6. Ände-

rung des MVG-EKD gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung  

zugestimmt. 

 

6. Stellungnahme zum Entwurf des Kirchengesetzes zur 3. Änderung des Pfarrdienstge-

setzes der EKD; Zustimmung gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung 

Das LKA hat die Stellungnahme zum Entwurf des Kirchengesetzes zur 3. Änderung des 

Pfarrdienstgesetzes der EKD beschlossen und sie dem LSA mit der Bitte um Zustim-

mung vorgelegt. 

 

Zum Gesetzentwurf der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) hat das LKA erläu-

tert, dass dieser den Gliedkirchen die Möglichkeit eröffne, bereits bewährte Arbeits-

zeitmodelle weiterzuführen. Gleichzeitig sollen jedoch überall dort verbindliche Rege-

lungen getroffen werden, wo es noch kein Arbeitszeitmodell gebe. Den Gliedkirchen 

werde ein Umsetzungszeitraum von zwei Jahren eingeräumt. Bereits im Januar 2024 

habe das Kolleg den Zeitplan für die Implementierung des Terminstundenmodells in 

der hannoverschen Landeskirche beschlossen. 

 

In seiner Stellungnahme hat das LKA der geplanten Regelung im Kirchengesetzentwurf 

zugestimmt, wobei es davon ausgehe, dass unter den Begriff der Regelungen auch ein 

Beschluss der obersten Dienstbehörde falle, mit dem z.B. das Terminstundenmodell 

eingeführt wird, der aber erst - und nur - mit der Umsetzung des Modells durch das 

dienstrechtliche Instrument der Dienstbeschreibung für Pastorinnen und Pastoren  

einen verbindlichen Rahmen schaffe.  

 

Der LSA hat der Stellungnahme des LKA zum Entwurf des Kirchengesetzes zur  

3. Änderung des Pfarrdienstgesetzes der EKD gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 

der Kirchenverfassung zugestimmt. 
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7. Änderung der Rechtsverordnung über Erholungs- und Sonderurlaub für Kirchenbeamte 

und Kirchenbeamtinnen (KBESUrlVO); Zustimmung gemäß Artikel 73 der Kirchenver-

fassung 

Das LKA hat die Rechtsverordnung zur Änderung der Rechtsverordnung über Erho-

lungs- und Sonderurlaub für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen beschlossen.  

Gemäß Artikel 73 der Kirchenverfassung ist die Zustimmung des LSA zur Rechts- 

verordnung erforderlich. 

 

Durch die Änderung der Rechtsverordnung werden die Regelungen über den Sonder-

urlaub aus Anlass eines Jubiläums für ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchen- 

beamte an die bestehenden Regelungen für die übrigen Ordinierten angepasst.  

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte erhalten daher ebenso wie die  

anderen Ordinierten aus Anlass des 10-, 20-, 25- und 35-jährigen Ordinationsjubilä-

ums Sonderurlaub. Diese Staffelung weiche wegen des in der Regel höheren Eintritts-

alters der Ordinierten von der Staffelung bei nichtordinierten Kirchenbeamtinnen und 

Kirchenbeamten ab. 

 

Der LSA hat den Änderungen der Rechtsverordnung über Erholungs- und Sonder-

urlaub für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen zugestimmt.  

 

8. Änderung der Satzung des Diakonischen Werkes evangelischer Kirchen in Niedersach-

sen e.V.; Herstellung des Einvernehmens gemäß § 13 Absatz 2 des Diakoniegesetzes 

Die Mitgliederversammlung des Diakonischen Werkes evangelischer Kirchen in Nieder-

sachsen e.V. (DWiN) hat am 29. Mai 2024 eine Änderung der Satzung des DWiN  

beschlossen. Das Kolleg des LKA hat die Satzungsänderung im Rahmen einer Eil- 

entscheidung nach § 8 der Geschäftsordnung des LKA zustimmend zur Kenntnis  

genommen. Gemäß § 13 Absatz 2 des Diakoniegesetzes bedürfen Änderungen der 

Satzung des DWiN dem Einvernehmen mit dem LSA. 

 

Die beschlossene Satzungsänderung, die dem LSA im Wortlaut vorgelegen hat, regelt 

sinngemäß, dass alle Mitglieder verpflichtet sind, Vorkommnisse sexualisierter Gewalt 

im Sinne der Gewaltschutzrichtlinie in ihren Einrichtungen und Diensten nach den  

Vorgaben der Diakonie Deutschland der DWiN-Geschäftsstelle anzuzeigen. 

 

Der LSA hat sein Einvernehmen mit der Änderung der Satzung des DWiN erklärt. 
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9. Anordnung der Wahl zur 27. Landessynode und Festsetzung des Wahltages gemäß  

§ 2 des Landessynodalgesetzes 

Die Landessynode wird zum 1. Januar 2026 gemäß Artikel 47 Absatz 1 der Kirchen- 

verfassung neu gebildet. Entsprechend § 2 des Kirchengesetzes über die Bildung der 

Landessynode (Landessynodalgesetz) ordnet der LSA die Wahl zur Landessynode  

spätestens 15 Monate vor Neubildung an und setzt den Wahltag fest. 

 

Das LKA hat dem LSA vorgeschlagen, den Wahltag erneut auf einen Wochentag, und 

zwar auf Mittwoch, den 24. September 2025, festzusetzen. 

 

Der LSA hat die Wahl zur Landessynode angeordnet und beschlossen, den Wahltag 

auf Mittwoch, den 24. September 2025 festzusetzen. 

 

10. Nachberufung eines ordinierten Mitgliedes aus dem Wahlkreis III in die 26. Landes- 

synode; Zustimmung gemäß Artikel 1 Nr. 9 des Einführungsgesetzes der Kirchen- 

verfassung 

Ein Mitglied der Landessynode ist aufgrund der Wahl zur Regionalbischöfin für den 

Sprengel Lüneburg gemäß Artikel 46 Absatz 4 der Kirchenverfassung aus der Landes-

synode ausgeschieden. Gemäß § 32 Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes über die 

Bildung der Landessynode (Landessynodalgesetz - LSynG) tritt nach dem Ausscheiden 

eines gewählten Mitgliedes der Landessynode das gewählte Ersatzmitglied in die Lan-

dessynode ein. Ist kein Ersatzmitglied mehr vorhanden, so beruft gemäß § 32 Absatz 

1 Satz 2 des Landessynodalgesetzes der Kirchensenat auf Vorschlag der Kirchenkreis-

synoden (ehemals Kirchenkreistage) des Wahlkreises, in dem das ausgeschiedene  

Mitglied gewählt worden war, für die restliche Amtszeit der Landessynode ein neues 

Mitglied. Mit Inkrafttreten der neuen Kirchenverfassung zum 1. Januar 2020 wurde der 

Kirchensenat als kirchenleitendes Organ abgeschafft. Artikel 1 Nr. 9 des Kirchengeset-

zes zur Einführung der neuen Verfassung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 

Hannovers (Einführungsgesetz) regelt, dass über Angelegenheiten, für die bisher der 

Kirchensenat zuständig war und für die in der neuen Verfassung oder in dem Einfüh-

rungsgesetz keine Regelung getroffen wurde, das LKA mit Zustimmung des LSA ent-

scheidet. Da sowohl in der neuen Kirchenverfassung als auch im Einführungsgesetz 

und im Landessynodalgesetz vom 9. Juni 2011 (zuletzt geändert durch Verordnung mit 

Gesetzeskraft vom 29. Oktober 2020) keine Regelung getroffen worden ist, beruft das 

LKA mit Zustimmung des LSA auf Vorschlag der Kirchenkreissynoden des Wahlkreises, 

in dem das ausgeschiedene Mitglied gewählt worden war, für die restliche Amtszeit der 

Landessynode ein neues Mitglied. 
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Das LKA hat die Kirchenkreissynoden der Kirchenkreise im Wahlkreis III um Vorschläge 

für die Nachbesetzung gebeten. Die Kirchenkreissynode des Ev.-luth. Kirchenkreises 

Hildesheimer Land-Alfeld hat eine Person vorgeschlagen. Die Kirchenkreissynode des 

Ev.-luth. Kirchenkreises Peine hat eine andere Person vorgeschlagen. Die Kirchenkreis-

synode des Ev.-luth. Kirchenkreises Hildesheim-Sarstedt hat den Vorschlag der  

Kirchenkreissynode Peine unterstützt und keinen eigenen Vorschlag unterbreitet. Die 

Kirchenkreissynode des Ev.-luth. Kirchenkreises Hameln-Pyrmont hat keinen Vorschlag 

eingereicht. 

 

In analoger Anwendung von § 32 Absatz 1 Satz 3 des Landessynodalgesetzes hat das 

LKA aus den unterbreiteten Vorschlägen eine Person für die Nachberufung in die  

26. Landessynode ausgewählt und den LSA um Zustimmung gebeten. 

 

Der LSA hat der vom LKA vorgeschlagenen Nachberufung für den Wahlkreis III in 

die 26. Landessynode zugestimmt. 

 

11. Entwurf eines Kirchengesetzes über die Erprobung einer Veränderung der Rechtsstel-

lung kirchlicher Körperschaften; Herstellung des Einvernehmens gemäß § 39 Absatz 1 

der Geschäftsordnung der Landessynode 

Der gemeinsame Ausschuss aller kirchenleitenden Organe nach Artikel 44 Absatz 2 der 

Kirchenverfassung, der Ausschuss "Öffentlich-rechtliche Körperschaften", der den  

Auftrag hatte, einen Kirchengesetzentwurf für ein Erprobungsgesetz nach Artikel 77 

der Kirchenverfassung zu entwickeln, welches die Erprobung einer Verwaltungsverein-

fachung durch die Übertragung des öffentlich-rechtlichen Status' von Kirchengemein-

den auf den Kirchenkreis oder eine Gesamtkirchengemeinde ermöglicht, hat seine  

Beratungen abgeschlossen und wird der Landessynode zur XI. Tagung den Entwurf 

eines Kirchengesetzes über die Erprobung einer Veränderung der Rechtsstellung kirch-

licher Körperschaften (Aktenstück Nr. 89 A) vorlegen. Da das Kirchengesetz zum  

1. Januar 2025 in Kraft treten soll, ist eine Beschlussfassung der Landessynode über 

das Kirchengesetz bereits während der IX. Tagung nötig. Das LKA hat den Präsidenten 

der Landessynode daher gebeten, den Kirchengesetzentwurf gemäß § 39 Absatz 1 der 

Geschäftsordnung vorab an den Planungsausschuss (federführend) und dem Rechts-

ausschuss zur Beratung zu überweisen. Der Präsident der Landessynode hat den LSA 

um sein Einvernehmen zur Vorabüberweisung gebeten. 

 

Der LSA hat im Umlaufverfahren sein Einvernehmen erteilt. 
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12. Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengesetzes zur Ergänzung des 

Besoldungs- und Versorgungsgesetzes in der Evangelischen Kirche in Deutschland; 

Herstellung des Einvernehmens gemäß § 39 Absatz 1 der Geschäftsordnung der  

Landessynode 

Dem LSA hat der Kirchengesetzentwurf zur Änderung des Kirchengesetzes zur Ergän-

zung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes in der EKD, den das Kolleg am 24. 

September 2024 beschlossen hat, vorgelegen. Das Kolleg hat zugleich beschlossen, 

den Präsidenten der Landessynode zu bitten, den Gesetzentwurf gemäß § 39 der  

Geschäftsordnung der Landessynode vor der Einbringung im Einvernehmen mit dem 

LSA dem Ausschuss für kirchliche Mitarbeit (federführend) und dem Rechtsausschuss 

zur Beratung zu überweisen. Das LKA wird den Kirchengesetzentwurf während der XI. 

Tagung der Landessynode einbringen. Die Eilbedürftigkeit nach § 39 der Geschäftsord-

nung der Landessynode hat das LKA damit begründet, dass das in Bezug genommene 

Landesrecht erst am 10. Juli 2024, also nach der X. Tagung der Landessynode im Juni 

2024, im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Niedersachsen verkündet worden 

sei und am 1. Januar 2025 in Kraft treten solle. Somit sei eine Beschlussfassung der 

Landessynode während der XI. Tagung im November 2024 erforderlich. 

 

Durch das Niedersächsische Gesetz zur amtsangemessenen Alimentation vom 23. Sep-

tember 2022 ist das Niedersächsische Besoldungsgesetz (NBesG) geändert worden. 

Nach dem neu eingefügten Paragrafen 36a NBesG ist zusätzlich zum Familienzuschlag 

noch ein Familienergänzungszuschlag zu gewähren, wenn in besonderen Einzelfall-

konstellationen die Besoldung den verfassungsrechtlich gebotenen Mindestabstand zur 

Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht einhält. Dieser bedarfsorientierte Zuschlag 

wird immer dann zur Auszahlung gebracht, wenn das gemeinsame Einkommen beider 

unterhaltspflichtiger Ehegatten oder Lebenspartner nicht ausreicht, um die verfas-

sungsrechtlich gebotene Alimentation sicherzustellen. Diese Regelung gilt nur für  

Beamtinnen und Beamte im aktiven Dienstverhältnis und nicht für Versorgungsberech-

tigte. Die rückwirkend zum 1. Januar 2023 in Kraft getretene niedersächsische Verord-

nung zur Gewährung eines Familienergänzungszuschlags (Niedersächsische Familien-

ergänzungszuschlagsverordnung - FEZVO) vom 5. Juli 2024 enthält die Voraussetzun-

gen, unter denen eine Zahlung des Familienergänzungszuschlags erfolgen kann. 

 

Das LKA hat dazu erklärt, dass sich die Höhe der Besoldung der Pfarrpersonen und 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der hannoverschen Landeskirche gemäß § 1b 

Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Besoldungs- und Versorgungs-

gesetzes der EKD nach den für die Beamtinnen und Beamten des Landes Niedersach-

sen geltenden Besoldungstabellen richte. In den aktuellen Verweisen im landeskirch- 
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lichen Ergänzungsgesetz fehle eine ausdrückliche Bezugnahme auf den neuen  

Familienergänzungszuschlag im Landesrecht. Um den nun im Landesrecht geltenden 

Mindestabstand zur Grundsicherung in den unteren Besoldungsgruppen auch für kirch-

liche Beamtinnen und Beamte sicherzustellen, was kirchenpolitisch unbedingt geboten 

sei, und auch verfassungsrechtlich geboten sein könnte, werde in der Aufzählung des 

§ 1b Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Besoldungs- und Versor-

gungsgesetzes der EKD mit der neu hinzugefügten Ziffer 5 explizit eine Rechtsgrund-

lage zur Zahlung des Familienergänzungszuschlags aufgenommen und klargestellt, 

dass dieser - anders als beim Land Niedersachsen - nicht rückwirkend, sondern frü-

hestens ab dem 1. Januar 2025 ausbezahlt werde. Durch die Änderung des gesamten 

zweiten Satzes in § 1b Absatz 1 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Besoldungs- 

und Versorgungsgesetzes der EKD konnte eine redaktionelle Änderung vorgenommen 

werden. 

 

Gemäß § 11 Absatz 3 Nr. 1 des Konföderationsvertrages haben die Kirchen der Konfö-

deration das erforderliche Einvernehmen mit dieser Besoldungsregelung hergestellt. 

Sie haben sich darauf verständigt, die Regelung nicht rückwirkend zum 1. Januar 2023, 

sondern zum 1. Januar 2025 in Kraft treten zu lassen. 

 

Das LKA geht in seinen vorgestellten Berechnungen davon aus, dass maximal 62 Per-

sonalfälle in der Landeskirche bestehen, die den Familienergänzungszuschlag geltend 

machen könnten. Bei 62 Antragstellenden und einem jeweiligen Familienergänzungs-

zuschlag in Höhe von ca. 140 Euro pro Monat würden Kosten in Höhe von 8 680 Euro 

pro Monat und somit Kosten von rd. 104 000 Euro im Jahr entstehen. 

 

Der LSA hat sein Einvernehmen zur Vorabüberweisung des Kirchengesetzentwur-

fes durch den Präsidenten der Landessynode an den Ausschuss für kirchliche  

Mitarbeit (federführend) und den Rechtsausschuss erklärt. 

 

13. Rechtsverordnung zur Umsetzung des Anschluss- und Benutzungszwangs für Verwal-

tungsgeschäfte; Zustimmung gemäß Artikel 73 der Kirchenverfassung 

Das LKA hat die Rechtsverordnung zur Umsetzung des Anschluss- und Benutzungs-

zwangs für Verwaltungsgeschäfte beschlossen und den LSA um Zustimmung gemäß 

Artikel 73 der Kirchenverfassung gebeten. Der Entwurf der Rechtsverordnung sowie 

das Aufgabenverzeichnis für Kirchenämter, das Anlage zur Rechtsverordnung ist,  

haben dem LSA vorgelegen. 
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Die Rechtsverordnung regelt den in der Kirchenkreisordnung (KKO) und der Kirchen-

gemeindeordnung (KGO) enthaltenen Anschluss- und Benutzungszwang. Als Grund für 

den Erlass der Rechtsverordnung hat das LKA die zum 1. Januar 2025 geplante Ein-

führung der Umsatzsteuer für juristische Personen des öffentlichen Rechts gemäß § 2b 

des Umsatzsteuergesetzes genannt. Danach seien juristische Personen des öffentlichen 

Rechts, soweit sie auf privatrechtlicher Grundlage handeln, stets Unternehmer und ihre 

Leistungen seien als umsatzsteuerbarer Umsatz den Regelungen des Umsatzsteuer- 

gesetzes unterworfen. Sie gelten dann nicht als Unternehmer, wenn sie Tätigkeiten 

ausüben, die ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, d.h. wenn sie auf 

Grundlage einer öffentlich-rechtlichen Sonderregelung tätig werden (Gesetz, Verord-

nung, Satzung etc.) und diese Privilegierung nicht zu größeren Wettbewerbsverzerrun-

gen führt (vgl. § 2b Umsatzsteuergesetz als Ausnahmevorschrift zum Unternehmer- 

begriff in § 2 Absatz 1 Umsatzsteuergesetz).  

 

Das LKA hat erklärt, dass die Aufgaben, welche durch diese Rechtsverordnung in Ver-

bindung mit dem Aufgabenverzeichnis für Kirchenämter als Anlage in die Kategorie 

"Pflichtaufgabe" oder "Wahlpflichtaufgabe" fallen, nach derzeitiger Einschätzung zu-

künftig nicht der Umsatzsteuerpflicht unterliegen. Auch wenn aktuell im Raum stehe, 

dass die Übergangsfrist zur Umsetzung des § 2b Umsatzsteuergesetz um weitere zwei 

Jahre verlängert wird, solle diese Verordnung zum 1. Januar 2025 erlassen werden, 

damit die Besteuerung der Aufgaben der Kirchenämter rechtssicher geklärt ist.  

 

Das LKA plant, im ersten Jahr nach Erlass der Rechtsverordnung erste Anwendungs- 

erfahrungen zu sammeln und diese dann, sofern notwendig, in eine Novellierung der 

Rechtsverordnung einfließen zu lassen.  

 

Von Juli bis Ende August 2024 habe ein Beteiligungsverfahren zu der Rechtsverordnung 

stattgefunden. Die dabei geäußerten Anmerkungen wurden in der dem LSA vorgeleg-

ten Fassung der Rechtsverordnung berücksichtigt. Anmerkungen zum Aufgabenver-

zeichnis wurden für die anstehende Evaluation zu Beginn des Jahres 2025 vorgemerkt 

und in der dem LSA vorgelegten Fassung noch nicht berücksichtigt. 

 

Der LSA hat der Rechtsverordnung zugestimmt. 
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II. 

Finanzfragen 

 

14. Beratung des Entwurfes des Haushaltsplanes für die Jahre 2025 und 2026 

Der LSA hat in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzausschuss sowie mit den 

Vertreterinnen und Vertretern des LKA den Entwurf des Haushaltsplanes für die Jahre 

2025 und 2026 gemäß Artikel 45 Absatz 5 Nummer 2 der Kirchenverfassung beraten. 

Einzelheiten dazu berichten der Finanzausschuss und der LSA auf der Grundlage des 

gemeinsamen Aktenstückes Nr. 19 G. 

 

15. Jahresabschluss für das Jahr 2023 

Der LSA und der Finanzausschuss haben gemeinsam über den vom LKA vorgelegten 

Jahresabschluss für das Jahr 2023 beraten. 

 
Das LKA hat dem LSA und dem Finanzausschuss die Gesamtergebnisrechnung und das 

aktuelle Bilanzergebnis erläutert. Wichtige Punkte dabei sind der Rückgang der geplan-

ten Aufwendungen, der vor allem auf unbesetzte Stellen zurückzuführen ist, was auch 

die Leistungsfähigkeit der Verwaltung beeinträchtigen könnte. Außerdem fiel ein Teil 

der Kosten für die Kirchenvorstandswahlen, die ursprünglich im Jahr 2023 eingeplant 

waren, erst im Jahr 2024 an. Dadurch konnte der Rückgang der ordentlichen Erträge 

überkompensiert werden. 

 
Die Ausschüsse haben das LKA gebeten zu erklären, ob die im Jahr 2023 nicht in  

Anspruch genommenen Aufwendungen im Jahr 2024 zu Mehraufwendungen 

führen.  

 
Das LKA hat erklärt, dass Haushaltsmittel, die im Haushaltsjahr 2023 nicht in Anspruch 

genommen worden sind, in das Jahr 2024 fortgeschrieben werden. Es hat ergänzt, 

dass die Stellenpläne im Hinblick auf die Personalkosten nochmals genau geprüft  

werden sollen. 

 
Anschließend hat das LKA die Bilanz zum Stichtag 31. Dezember 2023 vorgestellt.  

Dabei hat es betont, dass die Integration der unselbstständigen Einrichtungen zu einer 

Erhöhung der Bilanz geführt hat. Das Bilanzergebnis beträgt 60 817 781,41 Euro. Das 

LKA hat die Verwendung des Jahresergebnisses erläutert: 14 430 615,67 Euro sollen 

der Risikorücklage zugeführt und 37 631 000,00 Euro sollen zur Reduzierung des  

Verlustvortrages eingesetzt werden. 

 
Daraufhin hat das LKA die Ergebnisrechnung des Rücklagenfonds sowie die Ergebnisse 

des Masterfonds dargestellt. 
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Die Ausschüsse haben darauf hingewiesen, dass die Fonds mit Marktwerten bilan-

ziert sind, was sich angesichts der aktuellen Kurswerte positiv auf die stillen Re-

serven auswirke. 

 
Das LKA hat angegeben, dass die stillen Reserven etwa zehn Prozent betragen. 

 
Das LKA hat in Bezug auf den Risikobericht erläutert, dass bereits bei den Planungen 

Steuerrückgänge bedacht worden sind. 

 
Künftig solle die vierteljährliche Ergebnisrechnung wieder eingeführt werden. Aufgrund 

des Ransomware-Vorfalls und der Integration der unselbstständigen Einrichtungen sei 

dies für das LKA zeitlich nicht umsetzbar gewesen.  

 
Die Ausschüsse haben dem LKA vorgeschlagen, ein Verfahren analog zur EKD und 

Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD) zu prüfen, bei 

dem übertragene, aber dann nicht genutzte Haushaltsmittel in Teilergebnishaus-

halten teilweise einer Budgetrücklage und teilweise einer Risikorücklage zugeführt 

werden. Dieses Vorgehen kann aus Sicht der Ausschüsse auch für die budgetierten 

Einrichtungen der hannoverschen Landeskirche sinnvoll sein. 

 
Der LSA hat gemäß Artikel 49 Absatz 2 Nummer 8 und Nummer 9 der Kirchenver-

fassung folgende Beschlüsse gefasst: 

1. Die drei anzeigepflichtigen Überschreitungen mit der Gesamtüberschrei-

tung in Höhe von 7 767 300,27 Euro werden zustimmend zur Kenntnis  

genommen.  

2. Die Überschreitung bei der Kostenstelle 1000-04811 – Religionspädago- 

gisches Institut – in Höhe von 82 045,69 Euro wird beschlossen. 

Die Überschreitung resultiert im Wesentlichen aus noch nicht erfolgten  

Abrechnungen, die nachgeholt werden. 

3. Die Überschreitung bei der Kostenstelle 1000-05200 – Haus Inspiratio – in 

Höhe von 163 871,36 Euro wird beschlossen. 

4. Die Überschreitung bei Teilergebnishaushalt 1000-52200 – Evangelische  

Akademie Loccum – in Höhe von 153 080,77 Euro wird beschlossen. 

Die Überschreitung ist insbesondere durch nicht erfüllte Leistungstage  

entstanden. Zusätzlich höhere Kosten für Unterkunft und Verpflegung 

konnten nicht durch Teilnehmergebühren und Drittmittel kompensiert  

werden. 

5. Es wird beschlossen, die zweckgebundenen Haushaltsreste in Höhe von  

36 687 177,18 Euro auf das Haushaltsjahr 2024 zu übertragen. 
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6. Es wird beschlossen, das sich ergebende Bilanzergebnis in Höhe von  

60 817 781,41 Euro nach Buchung der noch ausstehenden Rücklagen in 

Höhe von 7 748 531,18 Euro für eine Rücklagenbildung in Höhe von  

14 430 615,67 Euro zu nutzen, um die Inflationsausgleichsprämie im Jahr 

2024 zu finanzieren und weitere finanzielle Risiken, vor allem Mindererträge 

bei der Kirchensteuer, abzufedern. Die Finanzerträge werden in Höhe von 

37 631 000 Euro komplett zur Absenkung des Verlustvortrages eingesetzt. 

7. Die Übertragung von nicht in Anspruch genommenen Investitionsmitteln 

2023 in Höhe von 3 656 091,90 Euro und entsprechender Verstärkung der 

Ansätze 2024 wird beschlossen. 

8. Die Rücklagenzuführungen bei der Betriebs- und Ausgleichsrücklage, die  

Zuführungen und Entnahmen bei der Substanzerhaltungsrücklage sowie bei 

den zweckgebundenen und freien Rücklagen werden wie im Rücklagen- 

spiegel vorgelegt beschlossen. 

9. Der Jahresabschluss wird wie vorgelegt beschlossen. 

10. Die Ergebnisrechnung der Rücklagenfonds – GKZ 1200 – und die Ergebnisse 

des Masterfonds werden zur Kenntnis genommen. 

 

16. Bericht über den Ablauf und die erzielten Ergebnisse des Fonds für "Gemeindliche  

Quartiersentwicklung" 

Das LKA hat dem LSA mit einem umfassenden schriftlichen Bericht über den Ablauf 

und die erzielten Ergebnisse des Wohnungsnotfonds für "Gemeindliche Quartiersent-

wicklung" vorgelegt und ergänzend mündlich berichtet. Die 25. Landessynode hatte in 

ihrer 66. Sitzung am 30. November 2018 der Bereitstellung eines Betrages in Höhe 

von 500 000 Euro zugunsten eines Fonds "Gemeindliche Quartiersentwicklung" zuge-

stimmt. Der Fonds ermöglichte, nicht mehr (vollständig) für kirchliche Zwecke benö-

tigte Immobilien durch ein fachlich versiertes Unternehmen auf anderweitige  

Nutzungsmöglichkeiten, insbesondere Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, prüfen 

zu lassen. Die Mittel waren jährlich übertragbar; zunächst bis zum 31. Dezember 2021. 

Der LSA hat in seiner 23. Sitzung am 4. November 2021 zugestimmt, den Zeitraum 

bis zum 31. Dezember 2023 zu verlängern. Durch die Rundverfügung G 11/2019 sind 

die kirchlichen Körperschaften über die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der Mittel 

informiert worden. Pro Antrag waren bis zu 20 000 Euro verfügbar, sodass der Fonds 

die Möglichkeit bot, mindestens 25 baufachliche Expertisen in Auftrag zu geben. Ins-

gesamt, so hat das LKA berichtet, wurden jedoch nur 19 Anträge gestellt, wovon 18 

zur Erstellung einer Expertise führten. Fünf Kirchengemeinden haben die Möglichkeit 

einer zusätzlichen Expertise in Anspruch genommen, um detailliertere Informationen 
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zur möglichen Umsetzung der Vorschläge zu erhalten. Im Rahmen einer späteren  

Befragung gaben zwölf Kirchengemeinden an, die gewonnenen Erkenntnisse seien 

grundsätzlich hilfreich und umsetzbar. Eine konkrete Umsetzung der Anregungen 

zeichnete sich dann aber lediglich bei einer Kirchengemeinde ab, wie das LKA berichtet 

hat. Somit sieht das LKA die Zielsetzung des Fonds insgesamt als nicht erreicht an, 

wenngleich folgende wichtige Erkenntnisse für die künftige Weiterentwicklung kirch- 

licher Immobilien gesammelt werden konnten: 

­ Die Weiterentwicklung kirchlicher Immobilien zur Schaffung von bezahlbarem 

Wohnraum oder zur Nutzung für diakonische Zwecke sei sehr komplex und erfordere 

erfahrene Expertinnen und Experten nicht nur bei der Erstellung von Expertisen, 

sondern ebenso bei der Umsetzung. Kirchenvorstände können dies vielfach nicht 

leisten. 

­ Als weitere Hemmnisse für die Umsetzung hat das LKA festgestellt:  

 die vielschichtigen Entscheidungsstrukturen und Genehmigungserfordernisse in 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers  

 eine kleine und hürdenreiche staatliche Förderlandschaft zur Schaffung von  

sozialem Wohnraum  

 Die Gesamtkosten für Investitionen und laufende Bewirtschaftung seien vielfach 

unvereinbar mit dem Ziel bezahlbarer und zugleich kostendeckender Mieten.  

 schwierige Investorensuche aus den oben genannten Gründen 

 zum Teil wird ein gewinnbringender Verkauf einer risikoreichen Weiterentwick-

lung vorgezogen 

­ Es gebe erfreulich vielfältige Möglichkeiten der Weiterentwicklung kirchlicher  

Immobilien. 

­ Eine umfassende Auswertung der Expertisen und Nutzbarmachung für vergleichbare 

Fälle sei nach Ansicht des LKA nicht möglich, da die Verwaltung des Fonds ohne 

weitere Inanspruchnahme personeller und finanzieller Ressourcen umgesetzt 

wurde. 

 
Der LSA und das LKA haben sich über Möglichkeiten ausgetauscht, wie Kirchenge-

meinden, insbesondere die Kirchenvorstände, bei der Entwicklung und auch Ver-

äußerung von Gebäuden weiterhin, zumindest in Einzelfällen, unterstützt werden  

können. 

 
Insgesamt wurden Mittel in Höhe von 214 211,72 Euro verausgabt. Somit ist ein Rest-

betrag in Höhe von 285 788,28 Euro vorhanden, der in den landeskirchlichen Haushalt 

zurückgeführt werden soll. Das LKA hat den LSA um Zustimmung zur Rückführung der 

nicht verausgabten Mittel gebeten. 
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Der LSA hat der Rückführung des Restbetrages in Höhe von 285 788,28 Euro  

zugestimmt. 

 

 

III. 

Baufragen 

 

17. Kloster Amelungsborn 

Der LSA hat sich im Rahmen seiner Beratungen zum Haushaltsplan für die Jahre 2025 

und 2026 auch den Sachstand zum Kloster Amelungsborn berichten lassen: 

Das Kloster Amelungsborn ist rechtlich selbständig. Es dient als Körperschaft des  

öffentlichen Rechts kirchlichen Zwecken innerhalb der Landeskirche (vgl. Artikel 65 

Absatz 1 der Kirchenverfassung). Die Verwaltung des Klosters wurde vom Konvent 

dem Kirchenamt Hameln-Holzminden übertragen. Die Zuständigkeit für die Beratung 

und Begleitung von Baumaßnahmen wurde dem Amt für Bau- und Kunstpflege Hanno-

ver übertragen; sie liegt nicht in Abteilung 8 des LKA. Die in der Vergangenheit ge-

troffene Entscheidung, die Klosterdomäne der Stiftung Braunschweigischer Kulturbe-

sitz abzutreten, hat sich als ungünstig erwiesen, als das Kloster kaum über eigene 

Möglichkeiten der Erwirtschaftung von Mitteln verfügt. Es ist daher u.a. auf landes-

kirchliche Zuwendungen für Personalkosten und Baumaßnahmen angewiesen. Die 

Hauptlast der Bauunterhaltung der Klosteranlage mit verschiedenen Gebäudebestän-

den liegt auf der Klosterkirche. 

 

Im Haushalt der Landeskirche sind insgesamt 1,7 Mio. Euro für die Unterhaltung des 

Klosters eingestellt. Von den hinterlegten Mitteln wurden im vergangenen Jahr für bau-

liche Maßnahmen 600 000 Euro bewilligt und bereitgestellt. Die diesbezüglich im Rah-

men einer Baubegehung ermittelten Investitionskosten wurden vom Amt für Bau- und 

Kunstpflege größtenteils den Dringlichkeitsstufen I und II zugeordnet und waren daher 

kurzfristig umzusetzen. 

 

Im Rahmen der diesjährigen Mehrbedarfsanmeldung hat der Konvent im Mai 2024 um 

die Freigabe von weiteren Mitteln in Höhe von 400 000 Euro gebeten. 275 000 Euro 

wurden dem Kloster im Oktober d.J. vom LKA nach erfolgter Zustimmung von LSA und 

Finanzausschuss zugewiesen. 

 

Seit Ende 2022 haben Gespräche zwischen Vertreter*innen des LKA und des Konvents 

über die künftige Nutzung des Klosters stattgefunden. Dabei ging es schwerpunkt-

mäßig um a) Fragen der Bauunterhaltung, b) mögliche Nutzungskonzepte und – daraus 
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folgend – c) mögliche Konzepte für eine geeignete Innenausstattung. Ein drittes Tref-

fen ist für den 13. Januar 2025 geplant, diesmal auch mit synodaler Beteiligung. Dabei 

wird es u.a. darum gehen, im Rahmen einer Übersicht über die Liegenschaften über 

aktuelle und künftige Gebäudenutzungen zu beraten und den jeweiligen Renovierungs-

stand in den Blick zu nehmen.  

 

Neben den laufenden Fragen der Bauunterhaltung stehen zz. Überlegungen im Fokus, 

wie das geistliche Profil des Klosters geschärft werden kann und welche Nutzungsmög-

lichkeiten für welche Zielgruppen zukunftsweisend sein könnten. Es wird festgehalten, 

dass die spezifischen Beratungspunkte zum Kloster Amelungsborn im Kontext weiter-

gehender Strategiekonzepte zum Umgang mit den Klöstern und Geistlichen Gemein-

schaften im Gebiet der hannoverschen Landeskirche insgesamt zu verorten sind.  

Neben Fragen der mittelfristigen Finanzierung dieser Arbeit ist dabei auch zu beden-

ken, welche Bedeutung den geistlichen Orten seitens der Landeskirche beigelegt und 

wie diese konzeptionell im Prozess der Zukunftsentwicklung zu stehen kommen sollen.   

 

Der LSA hat dem LKA für seine Ausführungen gedankt und darum gebeten, die 

weiteren Überlegungen noch innerhalb der Amtszeit der 26. Landessynode zu  

konkretisieren. 

 

18. Bezuschussung für Neubauvorhaben von Kirchengemeinden aus landeskirchlichen  

Mitteln 

Das LKA hat den LSA über fünf Neubauvorhaben von Kirchengemeinden in der Landes-

kirche unterrichtet, die aus landeskirchlichen Neubaumitteln bezuschusst werden  

sollen.  

 

Die Liste A enthält drei Neubauvorhaben, die die landeskirchlichen Vorgaben einhalten. 

Die Kirchengemeinde Schledehausen plant den Anbau von Gemeinderäumen an sowie 

den Einbau von Gemeinderäumen in die Kirche mit Gesamtkosten in Höhe von 822 900 

Euro. Die bei der Landeskirche beantragte Einzelzuweisung liegt bei 215 000 Euro 

(26,13 %). Die Kirchengemeinde Dahlenburg-Nahrendorf plant den Neubau ihres  

Gemeindehauses mit Gesamtkosten in Höhe von 1 281 384,05 Euro. Die bei der Lan-

deskirche beantragte Einzelzuweisung beträgt 261 126 Euro (20,38 %). Die Kirchen-

gemeinde Altenwalde möchte das Pfarrhaus mit Amtszimmer neu bauen und plant  

dafür mit Gesamtkosten in Höhe von 589 050 Euro. Die beantragte Einzelzuweisung 

beträgt 143 500 Euro (24,36 %).  
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Die Liste B enthält zwei Vorhaben, die der Gebäudebedarfsplanung des jeweiligen  

Kirchenkreises für die Region entsprechen, aber eine Flächenüberschreitung aufwei-

sen, welche der Zustimmung des LSA bedarf. Die Kirchengemeinde Detern beabsichtigt 

einen Ersatzneubau des Gemeindehauses mit Amtsräumen in Detern zu errichten. Die  

Gesamtkosten für die Baumaßnahme liegen bei 940 081 Euro. Die Kirchengemeinde 

soll von der Landeskirche eine Einzelzuweisung in Höhe von 142 713 Euro (15,18 % 

der gesamten Neubaukosten) erhalten. Die Kirchengemeinde Spetzerfehn plant den 

Neubau eines Gemeindehauses mit Gesamtkosten in Höhe von 1 465 510 Euro und soll 

dafür von der Landeskirche eine Einzelzuweisung in Höhe von pauschal 200 000 Euro  

erhalten.  

 

Aus der Summe der Liste A und der Summe der Liste B ergibt sich eine Gesamtsumme 

an Einzelzuweisungen in Höhe von 962 339 Euro, die aus Mitteln des laufenden Haus-

halts in der Kostenstelle 1000-92303 zur Verfügung gestellt werden können.  

 

Der LSA hat die drei Neubauvorhaben der Liste A zur Kenntnis genommen und den 

beiden Vorhaben der Liste B zugestimmt. 

 

 

IV. 

Personalfragen 

 

19. kw-Stellen zur Gewinnung von juristischem Nachwuchs; Zustimmung zur Verlängerung 

des kw-Vermerks bei einer Stelle 

Das Kolleg des LKA hat den kw-Vermerk für eine der beiden zur Gewinnung von juris-

tischem Nachwuchs errichteten Stellen bis zum 31. Dezember 2026 verlängert. Die 

Verlängerung bedarf der Zustimmung des LSA. 

 

Zum Hintergrund hat das LKA dem LSA erklärt, dass zur Gewinnung von juristischem 

Nachwuchs im Jahr 2022 im Haushalt im Stellenplan des Landeskirchenamtes zwei 

Trainee-Stellen (A13) eingerichtet und besetzt worden sind. Die Stellen seien mit  

einem kw-Vermerk zum 31. Dezember 2024 versehen. Um die auf einer der beiden 

Stellen eingesetzte Person bis zum Freiwerden einer geeigneten Stelle zu halten, sei 

eine Verlängerung einer der beiden kw-Stellen erforderlich. Infolge der Verlängerung 

des kw-Vermerkes komme es zu einer finanziellen Mehrbelastung in Höhe von maximal 

zwei Jahresgehältern nach der Entgeltgruppe TV-L 13. 
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Der LSA hat der Verlängerung des kw-Vermerkes bis zum 31. Dezember 2026 

zugestimmt. 

 

20. Entsendung in den Rechtsausschuss des Rates der Konföderation evangelischer  

Kirchen in Niedersachsen; Zustimmung gemäß § 2 Absatz 2 Nr. 3 des Konföderations-

gesetzes 

Das LKA hat beschlossen, Herrn Präsidenten des Landeskirchenamtes Dr. Jens Lehmann, 

Herrn Vizepräsidenten des Landeskirchenamtes Dr. Rainer Mainusch, Herrn Daniel Aldag 

(Vorsitzender des Rechtsauschusses der Landessynode) und Frau Anna Kempe (Vorsit-

zende des Ausschusses für kirchliche Mitarbeit der Landessynode) als Mitglieder der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers in den Rechtsausschuss des Rates der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zu entsenden. Bereits im Februar 

2024 hat der Präsident der Landessynode unter Beteiligung von Frau Kempe und Herrn 

Aldag ihrer Entsendung für die Landessynode zugestimmt. Gemäß § 2 Absatz 2 Nr. 3 

des Konföderationsgesetzes ist die Zustimmung des LSA zum Beschluss des LKA  

erforderlich. 

 

Der LSA hat der Entsendung der o.g. Personen zugestimmt. 

 

21. Fortführung der 0,5-Sekretariatsstelle des Teams Zukunft bis September 2027 aus 

vorhandenen Haushaltsmitteln 

Während seiner 53. Sitzung am 18. April 2024 gemeinsam mit dem Finanzausschuss 

hat der LSA bereits der Errichtung einer Pfarrstelle sowie einer Referentinnen- oder 

Referentenstelle für Kommunikation zur Umsetzung der Aufgaben im Rahmen der im 

November 2023 von der Landessynode beschlossenen Zukunftsplanung und für den 

Wissens- und Erfahrungstransfer in die 27. Landessynode auf drei Jahre befristet zu-

gestimmt. Darüber hinaus hat er die Umwidmung von Mitteln des Zukunftsprozesses 

für die neu zu errichtenden Stellen zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

Das LKA hat dem LSA erläutert, dass zur Unterstützung des wieder erweiterten "Teams 

Zukunft" ebenso wie der Zukunftsausschüsse und des Wissenstransfers von der 26. in 

die 27. Landessynode analog zum Zukunftsprozess 1 eine 0,5-Sekretariatsstelle not-

wendig sei. Die Stelle des Zukunftsprozesses 1 laufe nach dem Stellenplan noch bis 

zum 30. November 2024, sei aber seit März 2024 nicht besetzt. Das Kolleg des LKA 

hat die Umwidmung von Mitteln des Zukunftsprozesses für die Fortführung der noch 

bis zum 30. November 2024 bestehenden 0,5- Sekretariatsstelle zur Begleitung des 

"Teams Zukunft" befürwortet. Die Stelle solle neu für drei Jahre ausgeschrieben wer-

den. Das LKA hat weiter erklärt, dass die Stelle möglichst analog zur Transformations- 
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und zur Kommunikationsstelle laufen würde, also etwa vom 1. Oktober 2024 bis zum 

30. September 2027. Eine Neuerrichtung wäre allerdings erst zum 1. Dezember 2024 

nötig, weil die Stelle aus dem Zukunftsprozess 1 bis dahin noch bestehe. 

 

Das LKA hat die Kosten einer 0,5-Sekretariatsstelle (EG 7) für drei Jahre auf ca.  

114 000 Euro festgesetzt. Die Finanzierung solle aus noch vorhandenen Mitteln des 

Zukunftsprozesses erfolgen. Davon stehen im Haushaltsjahr 2024 derzeit noch  

545 881,20 Euro für die laufenden Personal- und Sachaufwendungen zur Verfügung. 

Hinzu komme der Haushaltsrest aus dem Jahr 2023 in Höhe von 1 109 165,62 Euro. 

 

Der LSA hat einer Fortführung der 0,5-Sekretariatsstelle des "Team Zukunft" bis 

30. September 2027 aus vorhandenen Haushaltsmitteln (wie oben beschrieben) 

zugestimmt. 

 

22. Neuausschreibung einer 0,5-Transformationsstelle für das "Team Zukunft"; Möglich-

keit einer Besetzung durch eine Diakonin oder einen Diakon 

Der LSA hat während seiner 53. Sitzung am 18. April 2024 gemeinsam mit dem  

Finanzausschuss der Errichtung einer Pfarrstelle sowie einer Referentinnen- oder  

Referentenstelle für Kommunikation (jeweils 1,0 - ggf. geteilt in zwei 0,5 Stellen)  

zugestimmt. 

 

Das LKA hat berichtet, dass es für die Transformationsstelle nur eine Bewerbung über 

eine 0,5-Stelle von einer Pfarrperson gegeben habe, woraufhin entschieden wurde, die 

Hälfte der ausgeschriebenen Stelle an diese Pfarrperson zu vergeben. Um die Chance 

der Besetzung der restlichen 0,5-Stelle zu erhöhen, sei es notwendig, diese Stellen-

ausschreibung auch auf Diakoninnen und Diakone zu erweitern. Die für die ursprüng-

liche Beschränkung auf Pfarrpersonen maßgebliche Notwendigkeit theologischer,  

insbesondere kirchenentwicklerischer Expertise sei durch die gefundene Pfarrperson 

gegeben. Das Kolleg des LKA hat die Möglichkeit, die noch nicht besetzte 0,5-Trans-

formationsstelle durch eine Diakonin oder einen Diakon zu besetzen befürwortet. Eine 

finanzielle Mehrbelastung über die bereits beschlossenen Kosten hinaus gebe es nicht. 

 

Der LSA hat, dem Kollegbeschluss folgend, der Möglichkeit zugestimmt, die noch 

nicht besetzte 0,5-Transformationsstelle auch durch eine Diakonin oder einen  

Diakon zu besetzen. 

 

V. 

Öffentlichkeitsfragen 
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VI. 

Anträge und Eingaben 

 

VII. 

Sonstiges 

 

23. Prävention, Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Landeskirche 

Der LSA hat sich im Nachgang zur X. Tagung der Landessynode und mit Blick auf die 

Beratung und Aussprache zum Tagesordnungspunkt "Prävention, Intervention und 

Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Landeskirche; Kultur- und Strukturwandel" 

am Freitag, dem 7. Juni 2024 mit Vertreterinnen und Vertretern der Fachstelle Sexua-

lisierte Gewalt und des LKA ausgetauscht. 

 
Anlass des durch den LSA initiierten Austausches war u.a. das Schreiben eines  

Betroffenen im Nachgang zu dieser Tagung im Juni 2024. In diesem schildert die Per-

son ihre Erfahrungen und Empfindungen während des Besuchs der Tagung zu diesem 

Tagesordnungspunkt. 

 

24. Gespräch mit dem Präsidenten des Landeskirchenamtes Herrn Dr. Lehmann 

Der LSA hatte den Präsidenten des Landeskirchenamtes zu einem Gespräch eingeladen. 

 
Der LSA hat in dem Gespräch die dringend notwendige Bearbeitung und Lösung von 

Problemen in der IT der hannoverschen Landeskirche angesprochen, welche der LSA 

gegenüber dem LKA in vorherigen Sitzungen bereits mehrmals thematisiert hatte.  

 
Zudem hat der LSA mit dem Präsidenten des Landeskirchenamtes über die Fortführung 

und Weiterentwicklung der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen  

gesprochen. 

 
Daneben wurde auch intensiv über das Thema "Aufarbeitung sexualisierter Gewalt" 

und die bisher unternommenen und noch zu gehenden Schritte gesprochen. 

 

25. Kommunikation der kirchenleitenden Organe 

Zur Vorbereitung auf die 2. Kommunikationstagung der kirchenleitenden Organe am 

23. August 2024 hat sich der LSA kurz über den aktuellen Stand sowie die bisherige 

Umsetzung von Vereinbarungen und Erwartungen an die Tagung ausgetauscht. Der 

LSA hat festgestellt, dass Verabredungen aus der 1. Kommunikationstagung im Jahr 

2023 nur zum Teil umgesetzt worden sind. Eine Verabredung sah vor, dass der Präsi-

dent der Landessynode und der LSA-Vorsitzende zur Vor- und Nachbereitung der  

Tagung der Landessynode in eine Kollegsitzung eingeladen werden. Dies sei jedoch nur 
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zur IX. Tagung im November 2023 und im Vorfeld zur XI. Tagung im November 2024 

der Fall gewesen. 

 
Im Ausblick auf die Kommunikationstagung hat der LSA die aus seiner Perspektive 

weiterhin nicht ausreichende Krisenkommunikation zwischen den Leitungsorganen der 

hannoverschen Landeskirche angemahnt. Dies habe sich noch einmal besonders rund 

um die Veröffentlichung und Reaktionen auf die Ergebnisse der ForuM-Studie gezeigt. 

Eine gleichrangige Weitergabe von Informationen an alle Leitungsorgane sei von ent-

scheidender Bedeutung. Das nächste Ereignis, welches eine gute und strategisch  

geplante Krisenkommunikation erforderlich machen werde, sei aller Voraussicht nach, 

die Veröffentlichung der Vollmer-Studie. Der LSA möchte sich nach der Veröffent- 

lichung der Vollmer-Studie ausreichend Zeit für die Erarbeitung einer Reaktion nehmen 

und hat vereinbart, zeitnah nachdem die Studienergebnisse der Öffentlichkeit bekannt 

gemacht worden sind, eine außerordentliche Sitzung einzuberufen.  

 
Der LSA plädiert außerdem dafür, allen Mitgliedern der Landessynode Informa- 

tionen zur Vollmer-Studie nach Veröffentlichung zugänglich zu machen. 

 
Der LSA betont zudem die Notwendigkeit, bei "Krisen" sofort und umfänglich  

informiert zu werden und bei Entscheidungen kirchenleitender Organe zum  

Umgang mit der "Krise" von vornherein mit einbezogen zu werden. 

 
Im Rückblick auf die Kommunikationstagung stellt der LSA infrage, ob das  

gewählte Format der Tagung zum ursprünglich verfolgten Ziel der Kommuni- 

kationstagungen passt. Er plädiert dafür, von der Planung einer weiteren Tagung 

in der ablaufenden Legislaturperiode zunächst abzusehen. 

 

26. Sichtung der Beschlüsse der X. Tagung der 26. Landessynode 

Der LSA hat die an ihn von der Landessynode während der X. Tagung überwiesenen 

Beschlüsse zur Kenntnis genommen und über die weitere Behandlung beraten. 

 

 

Bei der Einbringung des Aktenstückes soll voraussichtlich auf Folgendes näher eingegan-

gen werden: 

­ Jahresabschluss für das Jahr 2023 (Ziffer 15) 

­ Kloster Amelungsborn (Ziffer 17) 

­ Zweite Kommunikationstagung kirchenleitender Organe (Ziffer 25) 

 

Surborg 
Vorsitzender 


